Satzung des Instituts zur Qualititsentwicklung im Bildungswesen —
Wissenschaftliche Einrichtung der Linder an der Humboldt-Universitit zu
Berline. V.

(beschlossen von der IQB-Mitgliederversammlung am 10.10.2013,
mit Anderungen des Vorstands i.S.d. §26 BGB v. 04.12.2013 und 07.01.2014
sowie Anderungen der Mitgliederversammlung v. 12.03.2015, 6.12.2018 und 10.10.2023)

I Allgemeines
§ 1 Name, Sitz und Geschiiftsjahr

(1) Der Verein ist im Vereinsregister eingetragen und fiihrt den Namen ,Institut zur
Qualitdtsentwicklung im Bildungswesen — Wissenschaftliche Einrichtung der Lander an der
Humboldt-Universitéit zu Berlin e.V.*.

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Berlin.

(3) Geschiftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2 Gemeinniitzigkeit des Vereins

(1) Der Verein verfolgt ausschlieBlich und unmittelbar gemeinniitzige Zwecke im Sinne des
Abschnitts ,,Steuerbegiinstigte Zwecke der Abgabenordnung. Zweck des Vereins ist die
selbstlose Forderung von Wissenschaft und Forschung sowie Bildung und Erziehung im
allgemeinen Interesse. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch die
Erfiillung der Aufgaben zur Erreichung der Zielsetzung gemil § 3 dieser Satzung.

(2) Der Verein ist selbstlos tdtig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) Mittel des Vereins diirfen nur fiir die satzungsméfBigen Zwecke verwendet werden. Die
Mitglieder erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglieder keine Zuwendungen aus den Mitteln
des Vereins.

(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch
unverhiltnismafBig hohe Vergiitungen begiinstigt werden.

(5) Bei Auflosung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegiinstigter Zwecke fallt das Vermdgen
des Vereins unter entsprechender Anwendung des ,,Konigsteiner Schliissels* in der in
diesem Zeitpunkt geltenden Fassung an die Lander in der Bundesrepublik Deutschland, die
es unmittelbar und ausschlieBlich fiir gemeinniitzige Zwecke, die die Forderung der
Qualitdtssicherung im Bildungswesen beinhalten, zu verwenden haben.

(6) Der Verein darf seine Mittel weder fiir die unmittelbare noch fiir die mittelbare Forderung
politischer Parteien verwenden.



(7) Beschliisse iiber Satzungsdnderungen und iiber die Auflosung des Vereins sind dem
zustindigen Finanzamt anzuzeigen. Satzungsidnderungen, die die Gemeinniitzigkeit
betreffen, bediirfen der Einwilligung des zustindigen Finanzamts.

§ 3 Aufgaben und Zielsetzung des Vereins

(1) Aufgabe des Vereins ist es insbesondere durch

- die Forderung
der wissenschaftlichen Entwicklung und
der padagogischen Nutzung von nationalen Bildungsstandards
u. a. mit Hilfe der Ausweisung empirisch validierter
Kompetenzstufen fiir die Standards und Zur-Verfiigung-Stellung
geeigneter Testinstrumente bzw. -aufgaben,

- die Uberpriifung der Einhaltung der nationalen Bildungsstandards
durch die Lander und

- die Forderung einer Kultur der Transparenz, Rechenschaftslegung und
Ergebnisorientierung in den Schulsystemen und Schulen der Lénder

zur Verbesserung der schulischen Bildung in Deutschland beizutragen,
den Anschluss an das internationale Leistungsniveau zu befordern,

die verschiedenen Bemiihungen der Lander um eine hohere Qualitit in Unterricht und
Schule zu stérken,

den landeriibergreifenden Austausch iiber spezifische Maflnahmen zu férdern und
zur Verbesserung der Vergleichbarkeit und Durchlédssigkeit im Bildungswesen beizutragen.

(2) Die Tatigkeit des Vereins umfasst in diesem Zusammenhang insbesondere folgende
Aufgaben:

Der Verein validiert, prézisiert und normiert die von der Kultusministerkonferenz
vorgelegten Bildungsstandards und iibernimmt die Federfiihrung bei der Entwicklung bzw.
Weiterentwicklung von Bildungsstandards der KMK fiir den Primarbereich, die
Sekundarstufe I und die Sekundarstufe II.

Der Verein gewéhrleistet, dass zu Bildungsstandards im Bereich der Primarstufe und der
Sekundarstufe 1 fachdidaktisch und lernpsychologisch abgesicherte Kompetenzstufen
festgelegt werden, die auf die Kernaspekte der Lernbereiche konzentriert bleiben.



Die Bildungsstandards fiir den Primarbereich und die Sek. I werden, nachdem sie fiir alle
Linder verbindlich sind, einer kontinuierlichen zentral koordinierten Uberpriifung
unterzogen.

Der Verein iibernimmt die Durchfiihrung eines auf das Erreichen der gemeinsamen
Bildungsstandards unter Einbeziehung einschldgiger Kontextfaktoren bezogenen
nationalen Bildungsmonitorings auf der Grundlage reprisentativer Stichproben.

Der Verein berit und unterstiitzt die Linder insbesondere durch die Riickmeldung der
Ergebnisse aus den iibergreifenden Vergleichsuntersuchungen mit ersten Hinweisen zu
Stiarken und Schwichen ihrer Schulsysteme.

Der Verein koordiniert die Arbeiten zur Entwicklung des gemeinsamen
Abituraufgabenpools der Lénder und evaluiert den gemeinsamen Abituraufgabenpool auf
Grundlage der Bildungsstandards der KMK fiir die Allgemeine Hochschulreife.

Der Verein tragt zur Beschreibung der Prozess- und Wirkungsqualitéten von Bildung im
Rahmen der Bildungsberichterstattung bei.

Der Verein stellt Datensdtze nationaler und internationaler Schulleistungsstudien der
Scientific Community fiir Re- und Sekundiranalysen zur Verfligung und unterstiitzt
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler bei der Bereitstellung und Nutzung dieser Daten.

§ 4 An-Institut an der Humboldt-Universitiit zu Berlin, Kooperation mit Dritten

Der Verein ist ein An-Institut an der Humboldt-Universitéit zu Berlin (HU), soweit und solange
die Anerkennung des Vereins als An-Institut durch die HU erfolgt und die
Mitgliederversammlung nicht etwas anderes beschlieft. Der Verein kann im Rahmen seiner
satzungsmiBigen Aufgaben mit Dritten, insbesondere weiteren Hochschulen, sonstigen
wissenschaftlichen Einrichtungen und den pddagogischen Landesinstituten zusammenarbeiten.

IT Mitgliedschaft
§ 5 Mitgliedschaft
(1) (Griindungs-)Mitglieder des Vereins sind die 16 Linder in der Bundesrepublik

Deutschland.

(2) Die Anmeldung zur Aufnahme, in der sich der Anmeldende zur Einhaltung der
Satzungsbestimmungen verpflichtet, ist an den Vorstand zu richten. Uber die Aufnahme
entscheidet die Mitgliederversammlung.



§ 6 Beendigung der Mitgliedschaft

(1) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, der schriftlich dem Generalsekretéir der Stdndigen
Konferenz der Kultusminister der Lander in der Bundesrepublik Deutschland gegeniiber
mit einer Kiindigungsfrist von einem Jahr zum Ende des folgenden Kalenderjahres zu
erkliaren ist. Ein ausscheidendes Mitglied hat keinen Anspruch auf einen Anteil am
Vereinsvermdgen und keinen Anspruch auf Abfindung.

(2) Der Austritt aus wichtigem Grund, welcher ebenfalls der Schriftform bedarf, bleibt
unberiihrt.

III Organe

§ 7 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind:

1. die Mitgliederversammlung,
2. das Kuratorium,

3. der Vorstand,
4

der wissenschaftliche Beirat (bei Bedarf).

§ 8 Mitgliederversammlung

(1) Der Mitgliederversammlung gehoren als stimmberechtigte Teilnehmerinnen und
Teilnehmer die flir den Schulbereich verantwortlichen Ministerinnen und Minister bzw.
Senatorinnen und Senatoren der Lander in der Bundesrepublik Deutschland an, die jeweils
eine Stimme fiihren. Eine Vertretung auf Amtschefsebene ist moglich.

(2) Als beratende Teilnehmende der Mitgliederversammlung werden die Mitglieder des
Kuratoriums und des Vorstands eingeladen.

(3) Die Mitgliederversammlung ist zustindig fiir die Festlegung der Richtlinien fiir die Arbeit
des Vereins. Sie erfiillt dariiber hinaus die nachstehenden Aufgaben:

1.

die Beschlussfassung iiber den vom Vorstand erstellten Wirtschaftsplan nach
Beschlussempfehlung des Kuratoriums,

die Bestellung und Abberufung des zu wihlenden Mitglieds des Vorstandes,

die Bestellung und Abberufung der zu wihlenden Mitglieder des Kuratoriums nach § 9
Abs. 1,

die Entgegennahme des Rechenschaftsberichts,

die Beschlussfassung iiber die durch einen Abschlusspriifer gepriifte Jahres- und
Vermogensrechnung,

die Beschlussfassung iiber die Entlastung der Mitglieder des Vorstands,



8.
9.

die Beschlussfassung iiber Satzungsdnderungen und die Auflosung des Vereins,

Beschliisse iiber Aufgaben, die der Mitgliederversammlung kraft Gesetzes oder nach
dieser Satzung zugewiesen sind.

§ 9 Kuratorium

(1) Dem Kuratorium gehdren als stimmberechtigte Mitglieder an

die beiden jeweils amtierenden Vorsitzenden der Amtschefskommission
,»Qualitédtssicherung in Schulen®,

die jeweils amtierende Generalsekretdrin bzw. der jeweils amtierende Generalsekretér
der Stindigen Konferenz der Kultusminister der Lénder in der Bundesrepublik
Deutschland, die bzw. der gleichzeitig die Geschéftsfiihrung fiir das Kuratorium und die
Mitgliederversammlung sowie den Geschiftsverkehr und die Abstimmung mit dem
Vorstand iibernimmt,

drei Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler, die aufgrund von Erfahrungen aus
eigener wissenschaftlicher Tatigkeit den Vereinszweck zu unterstiitzen vermdgen; sie
fithren jeweils eine Stimme und werden von der Mitgliederversammlung fiir die Dauer
von finf Jahren widerruflich bestellt. Eine gleichzeitige Mitgliedschaft im Kuratorium
und im Vorstand ist ausgeschlossen.

(2) Den Vorsitz im Kuratorium fiihren die beiden Vorsitzenden der Amtschefskommission
»Qualitdtssicherung in Schulen®.

(3) Das Kuratorium stellt den laufenden Dialog zwischen den Vertreterinnen bzw. Vertretern
der Wissenschaft und der Bildungspolitik sicher. Der Zustimmung des Kuratoriums
bediirfen ggf. unbeschadet der Festlegungen einer bei Bedarf vom Kuratorium zu
beschlieBenden Geschiftsordnung des Vorstandes alle Geschifte und MaBnahmen des
Vorstands, die von grundsitzlicher Bedeutung sind. Dabei handelt es sich insbesondere um
folgende Aufgaben:

1.

Zustimmung zur Konzeption der Durchfiihrung der zentralen Uberpriifung des
Erreichens der Bildungsstandards im Landervergleich,

Zustimmung zur Konzeption zur Durchfilhrung von Projekten, die im Auftrag der
Lander durchgefiihrt werden,

Zustimmung zum Arbeitsprogramm und zum Leistungsbericht gegeniiber der
Hochschule, mit der ein Kooperationsvertrag besteht,

Beschlussempfehlung an die Mitgliederversammlung iiber den vom Vorstand
aufgestellten Wirtschaftsplan,

Beschluss iiber die Bestellung und Abberufung der Abschlusspriifer,

Beschlussempfehlung an die Mitgliederversammlung zur Beschlussfassung iiber die
gepriifte Jahres- und Vermogensrechnung und den Rechenschaftsbericht.



§ 10 Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus einem oder zwei wissenschaftlichen Vorstandsmitgliedern und
einem kaufménnischen Vorstand.

(2) Die amtierenden wissenschaftlichen Leiter bzw. die wissenschaftliche Leiterin oder der
wissenschaftliche Leiter des IQB sind kraft Amtes wissenschaftliche Vorstinde.
Wissenschaftlicher Leiter bzw. wissenschaftliche Leiterin ist, wer auf eine am
erziehungswissenschaftlichen Bereich der Humboldt-Universitit zu Berlin fir die
Qualitdtsentwicklung im Bildungswesen eingerichtete (S-)Professur berufen ist. Erste
wissenschaftliche Vorstinde mit Wirkung ab Eintragung der Satzungsidnderung sind die
gegenwirtig amtierenden wissenschaftlichen Leiter des Vereins, Prof. Dr. Petra Stanat und
Prof. Dr. Hans Anand Pant; ihr Amt endet bei erstmaliger Neubesetzung mit Abberufung
durch die beiden Vorsitzenden des Kuratoriums.

(3) Der kaufminnische Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf Vorschlag des
Kuratoriums in der Regel befristet fiir die Dauer von fiinf Jahren gewdhlt. Fiir seine
Vorstandstétigkeit erhélt er eine Aufwandsentschidigung oder Vergiitung, deren Héhe von
der Mitgliederversammlung festgelegt wird.

(4) Alle Vorstandsmitglieder sind Vertretungsvorstdnde im Sinn des § 26 BGB. Sie sind jeweils
im AuBenverhéltnis alleinvertretungsbefugt. Der kaufménnische Vorstand fiihrt die
Geschéfte der laufenden Verwaltung, im Verhinderungsfall kann er durch jeden der
wissenschaftlichen Vorstinde einzeln vertreten werden.

Das Kuratorium kann eine Geschiftsordnung fiir den Vorstand beschlieen, in welcher
neben der Aufgabenverteilung zwischen den Mitgliedern des Vorstandes die Beschrankung
der Vertretungsbefugnis der Vorstandsmitglieder im Innenverhiltnis geregelt ist.

(5) Der Vorstand ist fiir alle Angelegenheiten des Vereins ggf. nach Maflgabe der vom
Kuratorium bei Bedarf zu beschliefenden Geschéftsordnung zustindig, soweit sie nicht
zwingend durch Gesetz oder Satzung einem anderen Organ zugewiesen sind. Er hat
insbesondere folgende Aufgaben:

1. Durchfilhrung der satzungsgeméfen Aufgaben nach § 3 und Wahrung der
Gemeinniitzigkeit,

Fiihrung der laufenden Geschéfte und die Auenvertretung des Vereins,
Durchfiihrung der Beschliisse der Mitgliederversammlung und des Kuratoriums,

laufende Berichterstattung gegeniiber dem Kuratorium,

A

Aufstellung eines Wirtschaftsplans fiir jedes Geschiftsjahr und Erstellung eines
Berichts {iber das abgelaufene Geschéftsjahr (Rechenschaftsbericht),

6. Aufstellung der Jahres- und Vermogensrechnung,

7. Aufstellung eines Arbeitsprogramms und des Leistungsberichts fiir die Hochschule, mit
der ein Kooperationsvertrag besteht.



§ 11 Wissenschaftlicher Beirat

Durch Beschluss des Kuratoriums kann ein wissenschaftlicher Beirat eingerichtet werden,
dessen Mitglieder auf Vorschlag des Vorstands vom Kuratorium bestellt werden.

IV Verfahrensregelungen
§ 12 Einberufung und Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

(1) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet einmal im Jahr im zeitlichen
Zusammenhang mit einer Plenarsitzung der Stidndigen Konferenz der Kultusminister der
Lander in der Bundesrepublik Deutschland statt. Sie soll spitestens bis zum 30. Juni eines
jeden Jahres einberufen werden. Die Einladung erfolgt spitestens vierzehn Tage vorher
schriftlich durch den Generalsekretir der Stindigen Konferenz der Kultusminister der
Léander in der Bundesrepublik Deutschland unter Angabe der Tagesordnung.

(2) Der Generalsekretdr der Stindigen Konferenz der Kultusminister der Lander in der
Bundesrepublik Deutschland hat eine auferordentliche Mitgliederversammlung
einzuberufen, wenn die Einberufung von mindestens einem Drittel der Mitglieder unter
Angabe der Tagesordnungspunkte schriftlich verlangt wird. Das Kuratorium kann bei
Vorliegen eines wichtigen Grundes die Einberufung einer aullerordentlichen
Mitgliederversammlung beschlieen.

(3) Die Mitgliederversammlung ist nur beschlussfdahig, wenn alle Vertreter oder Vertreterinnen
der Mitglieder anwesend sind. Ein Mitglied kann sich dabei auch durch ein anderes Mitglied
vertreten lassen, wenn dieses zuvor schriftlich bevollméachtigt wurde.

(4) Die Mitgliederversammlung wird von der Prisidentin bzw. dem Prisidenten der Stindigen
Konferenz der Kultusminister der Lander in der Bundesrepublik Deutschland oder einer der
Vizeprisidentinnen bzw. einem der Vizeprisidenten geleitet.

(5) Die Versammlungsleiterin bzw. der Versammlungsleiter bestimmt die Art der
Abstimmung. Die Abstimmung muss schriftlich durchgefiihrt werden, wenn ein Drittel der
anwesenden Mitglieder dies beantragt. Wahlen erfolgen schriftlich und geheim, wenn ein
Mitglied dies verlangt.

(6) Soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt, bediirfen Beschliisse mit Auswirkungen auf
die Landeshaushalte der Einstimmigkeit, Verfahrensbeschliisse der einfachen Mehrheit und
sonstige Beschliisse einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder. Unbeschadet der
vorstehenden Regelung bediirfen Beschliisse iiber Satzungsdnderungen und die Auflosung
des Vereins zumindest der Zustimmung von drei Vierteln der Mitglieder.

(7) Uber jede Mitgliederversammlung und deren Beschliisse ist eine Niederschrift
aufzunehmen, die von der Versammlungsleiterin bzw. dem Versammlungsleiter und der
Protokollfiihrerin bzw. dem Protokollfiihrer zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift ist den
Mitgliedern innerhalb eines Monats nach der Mitgliederversammlung zuzusenden;



Einwendungen konnen nur innerhalb eines Monats erhoben werden. Die Frist beginnt mit
Absendung der Niederschrift.

(8) Jedes Mitglied kann bis spétestens sieben Tage vor dem Tag der Mitgliederversammlung
beim Generalsekretidr der Stindigen Konferenz der Kultusminister der Lénder in der
Bundesrepublik Deutschland schriftlich beantragen, dass weitere Angelegenheiten
nachtrdglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Die Versammlungsleiterin bzw. der
Versammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversammlung die Tagesordnung
entsprechend zu erginzen. Uber Antrige auf Erginzung der Tagesordnung, die erst in der
Mitgliederversammlung gestellt werden, beschliefit die Mitgliederversammlung.

(9) Beschliisse konnen auch im Schriftverfahren gefasst werden. Das Verfahren wird durch ein
Schreiben des Generalsekretdrs der Stidndigen Konferenz der Kultusminister der Lander in
der Bundesrepublik Deutschland (per E-Mail) eingeleitet, in dem auf das eingeleitete
Schriftverfahren und die Ausschlussfrist hingewiesen wird. Der Beschluss ist zustande
gekommen, wenn gegeniiber dem Generalsekretir innerhalb einer Frist von vier Wochen
(von der Absendung des Einleitungsschreibens an gerechnet) keine Einwendungen gegen
den Beschluss erhoben werden. Das Zustandekommen und das Datum des Beschlusses
werden den Mitgliedern der Mitgliederversammlung durch Schreiben des Generalsekretérs
(per E-Mail) mitgeteilt.

§ 13 Einberufung und Beschlussfassung des Kuratoriums

(1) Sitzungen des Kuratoriums finden in der Regel viermal jdhrlich, vorzugsweise in zeitlicher
Nahe mit den Sitzungen der Amtschefskommission ,,Qualitdtssicherung in Schulen®, statt.
Die Einladung erfolgt durch den Generalsekretir der Stdandigen Konferenz der
Kultusminister der Lander in der Bundesrepublik Deutschland spitestens vierzehn Tage
vorher schriftlich unter Angabe der Tagesordnung.

(2) Das Kuratorium ist ferner bei Bedarf durch den Generalsekretdr der Stindigen Konferenz
der Kultusminister der Lander in der Bundesrepublik Deutschland einzuberufen. Die
Einladung hat in der Regel spitestens sieben Tage vorher schriftlich unter Angabe der
Tagesordnung zu erfolgen. In Ausnahmefillen geniigt eine Frist von drei Tagen bei
telefonischer Bekanntgabe.

(3) In Sitzungen des Kuratoriums kann sich ein Mitglied des Kuratoriums nur durch ein anderes
Mitglied des Kuratoriums aufgrund schriftlicher Vollmacht vertreten lassen. Das
Kuratorium ist beschlussfdhig, wenn mindestens vier seiner Mitglieder, darunter die
Generalsekretidrin bzw. der Generalsekretdr der Standigen Konferenz der Kultusminister
der Linder in der Bundesrepublik Deutschland und die beiden Vorsitzenden der
Amtschefskommission ,,Qualitdtssicherung in Schulen anwesend oder vertreten sind.
Soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt, erfolgt die Beschlussfassung mit einfacher
Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen werden nicht mitgezahlt.

(4) Beschliisse konnen auch im schriftlichen Umlaufverfahren gefasst werden.



(5) Uber jede Sitzung des Kuratoriums und dessen Beschliisse ist eine Niederschrift
aufzunehmen, die von der Sitzungsleiterin bzw. dem Sitzungsleiter und der
Protokollfiihrerin bzw. dem Protokollfiihrer zu unterzeichnen sind. Die Niederschriften sind
aufzubewahren.

§ 14 Einberufung und Beschlussfassung des Vorstands

(1) Der Vorstand ist mindestens viermal im Jahr einzuberufen. Die Einladung muss durch den
kaufménnischen Vorstand mindestens zwei Wochen vorher schriftlich unter Angabe von
Ort, Zeit und Tagesordnung erfolgen. Der Vorstand ist ferner einzuberufen,

1. wenn das Interesse des Vereins dies erfordert,

2. binnen drei Wochen, wenn mindestens ein Mitglied des Vorstands dies schriftlich unter
Angabe des Zwecks und der Griinde verlangt.

(2) Der Vorstand ist beschlussfidhig, wenn die Mitglieder form- und fristgerecht eingeladen

wurden. Ein Mitglied kann sich bei der Beschlussfassung durch vorherige schriftliche
Stimmiibertragung auf ein anderes Mitglied vertreten lassen.

§ 15 Offentlichkeit

Die Mitgliederversammlung sowie die Sitzungen des Kuratoriums und des Vorstands sind nicht
offentlich. Uber die Zulassung von Gisten entscheidet die Sitzungsleitung.

V Finanzierung
§ 16 Finanzierung des Vereins

(1) Die Grundfinanzierung des Vereins wird durch Mitgliedsbeitrége sichergestellt, die von den
Léndern nach Konigsteiner Schliissel entrichtet werden.

(2) Weitere Finanzmittel konnen durch zusitzliche Auftrage der Lénder, von Dritten oder durch
Drittmittelprojekte eingeworben bzw. eingenommen werden.

(3) Weitere Mitgliedsbeitrage werden von den Landern nicht erbracht.

§ 17 Jahres- und Vermogensrechnung, Rechnungspriifung

(1) Nach Ablauf des Geschiftsjahres erstellt der Vorstand unverziiglich die Jahres- und
Vermogensrechnung sowie einen Rechenschaftsbericht.
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(2) Diese wird von einem externen Wirtschaftspriifer oder einer
Wirtschaftspriifungsgesellschaft gepriift.

(3) Davon unbenommen bleiben die haushaltsrechtlichen Nachweis- und Berichtspflichten
des Vereins gegeniiber moglichen Zuwendungsgebern.

VI Schlussvorschriften
§ 18 Auflosung des Vereins

Die Auflosung des Vereins kann nur in einer besonderen, zu diesem Zweck mit einer Frist von
einem Monat einberufenen auBlerordentlichen Mitgliederversammlung beschlossen werden.
Sofern die Mitgliederversammlung nichts anderes beschlieBt, sind die Mitglieder des
Vorstandes im Sinne des § 26 BGB die Liquidatoren.

§ 19 Ermiichtigung des Vorstands

Soweit infolge einer Auflage des Registergerichts oder einer anderen Behdrde eine
Satzungsidnderung erforderlich ist, ist der Vorstand befugt, die Satzungsinderung zu
beschliefen.

§ 20 Salvatorische Klausel

Sollte eine Bestimmung dieser Satzung unwirksam sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit
der iibrigen Bestimmungen davon unberiihrt. Anstelle der unwirksamen Bestimmung tritt eine
solche wirksame Bestimmung, die dem mit der unwirksamen Bestimmung verfolgten Zweck
so nah wie moglich kommt. Entsprechendes gilt im Fall einer Regelungsliicke.

Die Richtigkeit und Vollstandigkeit der vorstehenden Satzung wird versichert.
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Prof. Dr. Petra Stanat Dr. Anne Jostkleigrewe-Paulus

(wissenschaftlicher Vorstand) (kaufménnischerVorstand)



	Die Mitgliederversammlung sowie die Sitzungen des Kuratoriums und des Vorstands sind nicht öffentlich. Über die Zulassung von Gästen entscheidet die Sitzungsleitung.

